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Die Bayerische Verfassung von 1818: Eine Darstellung des Kampfes um ihre Auslegung und Weiterentwicklung bis zu den Reformen des Jahres 1848 (Frühjahr 2005, vertieft)

A Einleitung

· Veröffentlichung der Bayerischen Verfassung am 26. Mai 1818: Bayern wurde zu einer konstitutionellen Monarchie mit einer Nationalvertretung
· Person des Monarchen für Verfassung von besonderer Bedeutung, weil er nicht nur Träger der Staatssouveränität war, sondern bei ihm auch Gesetzesinitiative und Verfassungsänderungen lagen

· Maßgeblich beigetragen zu ihrer Entstehung hat der Kronprinz, der spätere König Ludwig I., der sich (zunächst) enorm für liberale Ideen und den Verfassungsgedanken begeisterte

· Während seiner Regierungszeit ab 1825 stand Ludwig I. der Verfassung zunehmend kritischer gegenüber

· Einleitung eines umfassenden Reformprogramms mit der sog. „Märzproklamation“ Ludwigs, aber auch sein Rücktritt, weil er u.a. diese Reformen selbst nicht tragen wollte

Fragestellung:

· Welche Kräfte wirkten auf die Verfassung?

· Wie ist die Rolle Ludwigs I. bei der Entstehung der bayerischen Verfassung von 1818 und später bei ihrer Auslegung zu beurteilen?

· Wandlung seiner Haltung
· Beurteilung der Ereignisse der Jahre 1847/48, die die großen Verfassungsreformen brachten

· Anfangsjahre der Verfassung und ihre Etablierung unter Max I. sind aber auch zu berücksichtigen!
B Die Verfassung von 1818
I. Entstehung

· Ernennung einer Kommission zur Ausarbeitung eines Verfassungsentwurfs im September 1814. Motiv für eine ‚eigene’ Verfassung war, dass man ein Verfassungsdiktat von dritter Seite wie bereits 1808 fürchtete (1808 Napoleon, 1814 Wiener Kongress)
· Ein erster Verfassungsentwurf wurde in einer auf dem Wiener Kongress verfassten Stellungnahme vom damaligen Kronprinz Ludwig scharf kritisiert. Er forderte mehr Rechte für die Stände bei der Steuerbewilligung, freie Wahl der Abgeordneten sowie eine Gesetzesinitiative für die Kammern.
· Die Einführung einer Verfassung in den einzelnen Mitgliedsstaaten des Deutschen Bundes wurde in der auf dem Wiener Kongress 1815 verabschiedeten Bundesakte in Artikel 13 beschlossen, auch wenn die Formulierung recht unverbindlich blieb: „In allen Bundesstaaten wird eine landständische Verfassung stattfinden.“

· Die bayerischen Verfassungspläne basierten auf der französischen Charté von 1814. Erst nach Montgelas’ Sturz im Februar 1817 war der Weg für eine Verfassung endgültig frei, da Montgelas den Ausarbeitungen mit seinen eigenen Absichten eher hinderlich als förderlich gewesen war.
· Ausarbeitung der Verfassung wurde beschleunigt durch:
· Konkordat von 1817

· Max I. sicherte die Erhaltung der katholischen Religion in Bayern zu, und zwar „unversehrt mit jenen Rechten und Prärogativen, welche sie nach göttlicher Anordnung und den kanonischen Satzungen zu genießen hat.“ (zit. nach Heydenreuter, S. 64)

· Unnötige Preisgabe landesherrlicher Rechte befürchtet; zudem fühlten sich bayerische Protestanten benachteiligt

· Drohender Staatsbankrott

· Ständeversammlung, die neue Steuern bewilligt, kann den Staatsbankrott abwenden

· Proklamation der Bayerischen Verfassung am 26. Mai 1818 zusammen mit 10 Beilagen, den sog. Konstitutionellen Edikten.
II. Wichtige Elemente der Verfassung
· Grundrechte

· Meinungsfreiheit

· Gleichheit vor dem Gesetz

· Gleichheit gegenüber Wehrpflicht und Steuerpflicht

· Wiederherstellung der gemeindlichen Selbstverwaltung (war unter Montgelas zentralisiert worden)

· Ständeversammlung „aus allen Klassen der im Staate ansässigen Staatsbürger“

· Schutz der Verfassung vor „willkürlichem Wechsel“; allerdings kann die Verfassung fortgeschrieben werden
· Monarchisches Prinzip, d.h. der Monarch allein übt die Souveränität aus und vereinigt damit alle Staatsgewalt in sich. Aber: die Macht des Monarchen wird durch die Verfassung eingeschränkt (vs. Absolutismus):

„Der König ist das Oberhaupt des Staats, vereinigt in sich alle Rechte der Staats-Gewalt und übt sie unter den von Ihm gegebenen in der gegenwärtigen Verfassungs-Urkunde festgesetzten Bestimmungen aus.“ (Verfassung von 1818, Titel II, § 1, Abs. 1)

· Unabhängigkeit der Rechtsprechung und Unabsetzbarkeit der Richter
· Ministerverantwortlichkeit, d.h. ein Minister (oder Beamter) kann wegen vorsätzlicher Verfassungsverletzung vor dem obersten Gerichtshof von den Kammern angeklagt werden

III. König und Parlament

· König
· Oberbefehl über das Heer

· Ernennung der Richter auf Lebenszeit

· Gesetzesinitiative

· Ernennung und Entlassung der Minister

· Zweikammersystem
· Einberufung der Kammern durch den Monarchen wenigstens alle 3 Jahre

· Zwei Kammern bilden die sog. Ständeversammlung die trotz ihres Namens eine echte Volksvertretung und keine rein ständische Versammlung ist

· Budgetrecht, wurde oft genutzt, um die Regierung und den Monarchen unter Druck zu setzen

· Petitionsrecht, wurde oft genutzt, um Einfluss auf die Legislative zu nehmen, da den beiden Kammern eine eigene Gesetzesinitiative fehlte

· Erste Kammer = Kammer der Reichsräte
· volljährige Prinzen des Königshauses, oberste Beamte, beide Erzbischöfe (München-Freising, Bamberg), Adelige (Häupter der ehemals reichsständischen fürstlichen und gräflichen Familien), einem vom Kg. ernannten Bischof, dem Präsidenten des Generalkonsistoriums sowie vom Kg. erblich oder lebenslänglich berufene Reichsräte
· sollte ein „konservatives“ Gegengewicht zur Zweiten Kammer bilden und stellte eine Möglichkeit dar, den mediatisierten Fürsten eine verfassungsmäßig begründete Ehrenstellung zu geben

· Zweite Kammer = Kammer der Abgeordneten

· Hohes Zensuswahlrecht, das die grundbesitzenden sowie gewerbetreibenden und Steuern zahlenden Schichten bevorzugte (1818 waren von der Gesamtbevölkerung ca. 1,8% aktiv und 0,4% passiv wahlberechtigt)

· 1/8 adelige Gutsbesitzer, 1/8 katholische und protestantische Geistliche, ¼ Städtevertreter, ½ übrige Landeigentümer sowie je ein Vertreter der 3 Universitäten (Landshut, Erlangen, Würzburg)
· Wahl der Abgeordneten auf 6 Jahre

· Abgeordneten sind keine Vertreter ihres Standes, sondern sollen „nur des ganzen Landes allgemeines Wohl und Beste ohne Rücksicht auf besondere Stärken oder Klassen“ nach ihrer „inneren Überzeugung“ entscheiden

· Die Ständeversammlung ist kein eigener Rechtskörper, d.h. es herrscht kein Dualismus vor wie bei der alten Landschaft, die gleichberechtigt neben dem Fürst bestand

· Kompetenzen:

· Steuerbewilligungsrecht (direkte und indirekte Steuern)

· Mitwirkung an der Gesetzgebung

„Ohne den Beyrath und die Zustimmung der Stände des Königreichs kann kein allgemeines neues Gesetz, welches die Freyheit der Personen oder das Eigenthum der Staats-Angehörigen betrifft, erlassen, noch ein schon bestehendes abgeändert, authentisch erläutert der aufgehoben werden.“ (Verfassung von 1818, Titel VII, § 2)

IV. Beurteilung
· Verfassung wurde oktroyiert, ist ein ‚Gnadenakt‘ des Königs

· Gewaltenteilung nur teilweise festgeschrieben

· Ständeversammlung hat als Legislative keinen Einfluss auf die Exekutive

· Aber: Exekutive ist an der Gesetzgebung beteiligt

· Judikative ist von den beiden anderen Gewalten unabhängig

Kritikpunkte der Zeitgenossen

· Zu hohes Zensuswahlrecht
· Wahl der Abgeordneten nach Berufsgruppen

· Alleinige Gesetzesinitiative des Königs

· Fortbestehen der Grundherrschaft

· Unvollständigkeit der Ministerverantwortlichkeit

· Bevorzugte Stellung des Adels (Kammer der Reichsräte, erste Gruppe der Kammer der Abgeordneten bestand vornehmlich aus Adeligen, Beibehaltung der Patrimonialgerichtsbarkeit)

(
in den Reformen des Jahres 1848 wurde diesen Kritikpunkten weitgehend Rechnung getragen
Fazit:

· Die Bayerische Verfassung von 1818 präsentierte sich trotz des als rückständig empfundenen Wahlrechts als erste moderne Verfassung Deutschlands
· Im Gegensatz zur Konstitution von 1808 wurde 1818 eine Nationalversammlung etabliert, manches kann aber als Rückschritt aufgefasst werden

· Monarchisches Übergewicht

· Aufleben adeliger Privilegien bzw. Begünstigungen und damit Beseitigung der Beseitigung ständischer Privilegien (Erste Kammer, Zensuswahlrecht)

Die Pfalz als Motor für die Verfassungsentwicklung der kommenden Jahre

· Aufgrund der langen französischen Besatzung bzw. Integration der linksrheinischen Pfalz existierten dort verschiedene Sonderrechte, die Einfluss auf das rechtsrheinische Bayern und die Verfassungsentwicklung hatten

· Öffentlichkeit der Rechtspflege (Code Napoléon!)

· Landrat als Repräsentativorgan des Kreises (=Bezirk)

· Bürgerliche Gleichheit, d.h. keine Bevorzugung des Adels; gilt auch für Juden

· Wirtschaftliche Freiheit und Freizügigkeit

· Der Erhalt dieser liberalen und modernen Errungenschaften war ein Hauptanliegen der Pfalz, die selbst zum Mittelpunkt der liberalen Bewegung wurde (Hambacher Fest 1832)

C Die Landtage unter Max I.: 1819-1825

I Ständeversammlung von 1819:
· Verfassung und Nationalrepräsentation waren neue Elemente im Staat, die Vertreter von Seiten des Staates (König, Minister) und die Mitglieder der beiden Kammern mussten sich in ihrem politischen Handeln erst aufeinander einstellen

· „Profilneurose eines Teils der Abgeordneten“ (Weis, S. 124)

· Forderung der Liberalen nach Anpassung an die pfälzischen Verhältnisse

· Ungewohnter Widerstand für den König und die Minister

· Liberale und verfassungsfreundliche Regierung nahm bald eine konservative Abwehrhaltung gegen die Kammern ein aufgrund des geleisteten Widerstands, der geringen Erfahrung im Umgang miteinander und der restaurativen Tendenzen in Deutschland nach der Ermordung Kotzebues

· Zeitweise wurde von Seiten des Königs auch die Abschaffung der Verfassung erwogen, etwaige Pläne auf preußisches Anraten jedoch fallen gelassen

· Konflikt um das Heer

· Kammern streben Reduzierung des Militäretats an

· Gleichzeitig soll das Heer auf die Verfassung (und nicht auf den König) vereidigt werden

II Landtag von 1822:
· Hypothekengesetz
III Landtag von 1825:

· Ruhiger Verlauf, u.a., weil ein Oppositionsführer nicht wiedergewählt und ein anderer, da Beamter, mit Urlaubssperre belegt und ihm so der Zugang zum Parlament verweigert wurde.
Fazit:

Trotz anfänglicher Schwierigkeiten konnte sich die Bayerische Verfassung von 1818 etablieren. Die kurzzeitig erwogenen Abschaffungspläne durch Max I. infolge des Widerstands auf dem ersten Landtag wurden nicht weiter verfolgt.

D
Die Landtage unter Ludwig I. 1827-1845/46
I Verfassungsverständnis und Regierungsweise Ludwigs I.:

· „Sendungsbewusstsein“ Ludwigs I.: göttlicher Auftrag des Monarchen

· Ludwig sah die Verfassung als Gnadenerweis für das Volk, das auf eine solche jedoch keinen rechtlichen Anspruch hatte
· Ludwig sah sich als „Selbstherrscher“

· Ludwig I. war die Verfassung von 1818 nicht freiheitlich genug: „Nicht von Mängeln frei ist unsere Verfassung.“ (Thronrede von 1827, zit. nach Kraus, S. 135)

· Ludwig I. glaubte an ein dynamisches Fortschreiben der Verfassung
· Ab der europäischen Verfassungskrise 1830 ambivalente Einstellung Ludwigs zur Verfassung

· Wandlung zu einer peniblen, wortgetreuen Auslegung, die teilweise gar an Verfassungsfeindlichkeit erinnert (z.B. Tadel Fürst Wredes, der die Verbesserungsfähigkeit der Verfassung angesprochen hatte)

· Ludwig rät 1835 seinem Sohn Otto, dem Kg. v. Griechenland, von einer Verfassung abzusehen

· Ludwig äußert sich teilweise positiv über die Verfassung, wie eines seiner Gedichte belegt („Herrlich! Über freyes Volk zu walten, / Nicht nach Willkühr gränzenlos zu schalten, / Sondern in den Schranken, die bestehn […].“ Zit. nach Kraus, S. 135, Anm. 31)
· Ludwig verkannte letztendlich die Realität
· Er berief sich auf das monarchische Prinzip, auf dem die Verfassung beruhe

· Er lehnte strikt die Gewaltenteilung ab: stattdessen „monarchische“ Gewalt
· Er sah sich in seiner Funktion als Monarch nicht als Organ des Staats

II. Der Landtag von 1827/28:
· Ludwig kündigte in seiner Thronrede ein Reformprogramm mit mehr als 25 Gesetzesvorlagen an, die ganz im Zeichen der „liberalen“ Anschauungen des einstigen Kronprinzen standen; u.a. beinhalteten die Vorlagen:
· Öffentlichkeit und Mündlichkeit der Rechtspflege

· Vereinfachung der Verwaltung und Justiz

· Vorlage eines neuen Strafgesetzbuches

· Neues Zollgesetz

· Einführung von Landräten auf Kreisebene (=Bezirke)

· Bei mehreren Vorlagen stieß Ludwig jedoch auf heftigen Widerstand in der Ersten Kammer:

· z. B. bei der angestrebten Revision der Grundherrschaft und der Gerichtsbarkeit des Adels (Adel sieht seine privilegierte Stellung im Staat bedroht)

· bei dieser Vorlage stößt Ludwig auch auf Widerstand in der Zweiten Kammer, wo der Adel ja ebenfalls stark vertreten ist
· Vorlage wird abgelehnt

· Ludwig nahm von den wichtigsten Reformvorhaben Abstand

· Einen Teil der Vorlagen zog Ludwig selbst zurück

· Bei einem Teil der Vorlagen lehnte Ludwig die von den Kammern vorgenommenen Veränderungen ab

· Ein Teil der Vorlagen kam aufgrund von Zeitmangel nicht mehr zur Verhandlung

Fazit:

Ludwig verstand die Handlungsabläufe mit dem Parlament nicht. Widerstand gegen seine Vorlagen empfand er als persönlichen Angriff, auf den er entsprechend verstimmt reagierte (Ludwig entließ als „Sündenbock“ den an den Vorlagen maßgeblich beteiligten Innenminister Armansperg, ließ ihn jedoch in seiner Funktion als Finanzminister und übertrug ihm sogar das Außenministerium, damit die Opposition des Landtags nicht erkannte, dass sie durch ihre widerspenstige Haltung der Auslöser für den Ministerwechsel war und so Einfluss auf die Staatsregierung genommen hatte).

III.
Der Landtag von 1831:
· Aufgrund der Pariser Juli-Revolution 1830 wurde in Bayern auf Drängen Ludwigs I. die Zensur per Verordnung wieder verschärft (die in der Verfassung verankerte (relative) Pressefreiheit war durch die Karlsbader Beschlüsse 1819 eingeschränkt worden. Bei seinem Regierungsantritt 1825 sorgte Ludwig jedoch wieder für eine Lockerung)
· Auf dem Landtag kam es zu einer von der Opposition initiierten förmlichen Ministeranklage gegen Innenminister Schenk wegen der neuen Zensurbestimmungen

· Schenk reichte seinen Rücktritt ein

· Ludwig zog eigene Anträge wieder zurück (z.B. Gesetz zur Ministerverantwortlichkeit, Pressegesetz, das die Aufhebung der Zensur bedeutet hätte) und lehnte insgesamt 79 Anträge der Kammern ab
· Der Finanzausschuss des Landtags wollte den Etat des Königs drastisch kürzen, an dessen Ausgabenpolitik (u.a. Kunstpflege) wurde harsche Kritik geübt

· Von der Ersten Kammer gestützt kam es jedoch zu einem Ausgleich (Militäretat blieb ungekürzt, Zivilliste wurde auf ca. 2,35 Mio. Gulden festgesetzt)

· Während der Auseinandersetzung um das Pressegesetz übten die Minister Zentner und Armansperg sowie der Verweser des Innenministeriums Schenk an der autokratischen Regierungsweise Kritik an Ludwig

· Nach dem Ende des Landtags wurden Armansperg, Zentner und Schenk ersetzt

· Für die neu ernannten Minister verfasste Ludwig eine Denkschrift, in der er diesen ihre Stellung aus seiner Sicht deutlich macht:
· Für Ludwig waren die Minister nur dazu da, seine Befehle und Anordnungen auszuführen

· Ludwig wollte zwar im von der Verfassung vorgegebenen Rahmen regieren (de facto ist es aber anders), von den Ministern wollte er sich aber keine neuen Grenzen aufzeigen lassen

· Ludwig schlimmste Vorstellung war, dass ein Minister eine derart starke Position einnehmen könnte, wie sie einst Montgelas gehabt hatte

IV.
Der Landtag von 1834:
· Der Landtag genehmigte eine lebenslängliche Zivilliste in Höhe von 2,3 Mio. Gulden. Damit war eines der Hauptanliegen Ludwigs, um das er seit Jahren kämpfte, in seinem Sinne verabschiedet
V.
Der Landtag von 1837:
· Dieser Landtag war geprägt vom Streit um das Budgetrecht, das der Landtag für sich einforderte

· Stein des Anstoßes waren Summen aus nicht ausgeschöpften Posten des Etats, die Ludwig anderweitig verwenden wollte. Der Landtag beanspruchte für diese Gelder ein erneutes Bewilligungsrecht (was jedoch im Widerspruch zur Verfassung stand)
· Ludwig lenkte in dieser Frage ein und versprach, die überzähligen Gelder, die sog. „Erübrigungen“, für die Erhöhung des Schuletats sowie zum Ausbau der ländlichen Infrastruktur zu verwenden
· Weil Innenminister Oettingen-Wallerstein die Opposition des Landtags unterstützte, wurde er von Ludwig noch während des Landtags entlassen
VI.
Der Landtag von 1843:
· Innenminister Abel konnte einen Kompromiss, das sog. „Verfassungsverständnis“, zwischen König und Landtag in der erneut ausgetragenen Auseinandersetzung um das Budgetrecht erzielen, obwohl Ludwig zunächst nicht kompromissbereit war (Ludwig hatte geplant, bei Nichtbewilligung des Budgets den Landtag aufzulösen und das Bundesschiedsgericht anzurufen)
· Der Landtag stellte die Verwendung der „Erübrigungen“ nicht mehr in Frage sondern genehmigte den Überschuss (21-14 Mio. Gulden), mit denen der Ludwigskanal und der Eisenbahnbau finanziert worden waren

· Im Gegenzug wurde der Anspruch der Kammern auf das Budgetrecht nicht mehr als verfassungswidrig bezeichnet

· Stattdessen Anerkennung der Forderung der Kammern, dass künftig die „Erübrigungen“ als Ersparnisse den Staatseinnahmen zugerechnet wurden und somit dem Budgetrecht des Landtags unterlagen

· Der Landtag erhielt dadurch aber kein generelles Budgetrecht, da er nach wie vor verpflichtet war, alle Steuern zu bewilligen, die zur Deckung der vorhersehbaren Staatsausgaben erforderlich waren
· Ausgaben, die „nicht den Charakter des Staats-Bedürfnisses an sich tragen“ (zit. nach Kraus, S. 220) unterlagen der Vereinbarung zwischen Regierung und Ständen

· Monarchische Willkür ist damit ausgeschlossen

· Erpressung der Regierung durch Steuerverweigerung des Landtags (wie 1828) ist aber ebenfalls ausgeschlossen

VII.
Der Landtag von 1845/46:
· Aufgrund der Religionspolitik Abels bildete sich im Landtag gegen den Innenminister eine Opposition
· Ludwig I. lehnte ein Rücktrittsgesuch Abels ab, weil er keinen weiteren Minister wegen der Landtagsopposition opfern wollte

· Allerdings rückte Ludwig etwas von Abel ab

· Rücknahme des Kniebeugeerlasses

· Ludwig gliederte den Bereich Kirchen- und Schulangelegenheiten aus dem Innenministerium aus und erschuf dafür ein neues Ministerium, das jedoch mit einem Vertrauten Abels besetzt wurde

· Nur geringer verfassungspolitischer Fortschritt: dem Landtag wird bei der Festlegung der Eisenbahntarife eine gewisse Mitsprache eingeräumt

E
Der Landtag von 1847, die Lola-Montez-Affäre und die Märzforderungen von 1848
· Da Ludwigs Geliebte Lola Montez gesellschaftlich geschnitten wurde, wollte er sie durch Verleihung eines Adelstitels ihr gesellschaftliches Ansehen heben
· Hierzu war allerdings die Verleihung des Bürgerrechts nötig (konnte nur vom König nach vorheriger Hörung des Staatsrates verliehen werden, da sich die Stadt München geweigert hatte, das Bürgerrecht zu verleihen)

· Der Staatsrat sprach sich gegen eine Verleihung aus, Ludwig erteilte dennoch das Bürgerrecht

· Rücktritt des zuständigen Ministers Graf Bray, der sich weigerte, zu unterschreiben

· Abel wollte – seine Gesundheit vorschiebend – ebenfalls zurücktreten, wurde aber von den anderen Ministern aufgefordert, gegen die Verleihung gemeinsam vorzugehen

· Die Minister verfassten ein Memorandum, indem sie Ludwigs Vorgehen kritisierten, da durch sein Verhalten die Monarchie etc. Schaden nehmen könnte. Da dieses Memorandum veröffentlicht wurde fühlte sich Ludwig offenbar besonders verletzt

· Ludwig entlässt seine Minister im Februar 1847
· Das neu eingesetzten Minister galten als sehr liberal: „Ministerium der Morgenröte“

I.
Der Landtag von 1847
· Auf dem Landtag von 1847 herrschte in beiden Kammern ein liberales Übergewicht, die neuen Minister konnten die Forderungen Ludwigs nicht umsetzen

· Bei den Eisenbahnanleihen werden statt 50 nur 20 Mio. Gulden bewilligt

· Ein Antrag auf Pressefreiheit wird in beiden Kammern angenommen

· Ludwig entlässt seine Minister
II.
Das Jahr 1848

· Nachdem in München der Sturz des Bürgerkönigs Louis Philippe bekannt wurde, entzündete sich die explosive Stimmung in der bayerischen Hauptstadt (Beisetzung Joseph von Görres’ als Demonstration gegen Ludwig, Schließung der Münchener Universität, Demonstration der Bürgerschaft). Münchener Bürger versammelten sich vor dem Rathaus und stellten die sog. Märzforderungen:

· Ministerverantwortlichkeit

· Pressefreiheit

· Öffentliches Gerichtsverfahren

· Volksvertretung im Bundestag

· Freieres Wahlgesetz

· Die Bürgerschaft stürmte am 4. März das Zeughaus und bewaffnete sich. Als Ludwig versprach, den für 1848 geplanten Landtag auf den 16. März vorzuverlegen, trugen die Bürger die Waffen wieder zurück (Ludwig war also noch nicht ganz am Ende, das Volk hörte auf ihn)
· Gleichzeitig hatte allerdings der Präsident der Ersten Kammer, Fürst Leiningen, Kronprinz Maximilian nach München holen lassen und riet zum Nachgeben gegenüber den Forderungen der Bürger. Ludwig wird zu einer Proklamation gedrängt, in der er Reformvorlagen für den kommenden Landtag versprach, v.a.:

· Ministerverantwortlichkeit

· Öffentlichkeit der Rechtspflege

· Vereidigung des Heeres auf die Verfassung

· Aussetzen der Zensur für die äußere Politik

· Zustimmung zur Reform des Deutschen Bundes mit einem Nationalparlament

· Trotz der sog. „Märzproklamation“, die eine weitgehende Konstitutionalisierung der Verfassung bedeutete, wollte Ludwig nach wie vor „selbst“ regieren. Von den Ministern, die ihn zur Proklamation gedrängt hatten, sowie dem ihm zujubelnden Volk fühlte er sich gedemütigt

· Als bekannt wurde, dass Lola Montez nach München zurückgekehrt war (war während der Februarunruhen ausgewiesen worden, was Ludwig als persönliche Beleidigung empfand), kam es zu neuen Unruhen; nach Lola Montez wurde polizeilich gefahndet

· Ludwig empfand dies als neuerliche Demütigung

· Freiherr von Rotenhan, oppositioneller Abgeordneter und Präsident der Zweiten Kammer, riet Ludwig zur Bildung eines neuen Ministeriums, das die Kammermehrheit hinter sich habe (und drängte Ludwig damit zum Rücktritt): Sofern er das mit seinem Gewissen nicht vereinbaren könne, solle er „einen großartigen Entschluß […] fassen, solange derselbe noch in seiner freien Wahl liege“ (zit. nach Kraus, S. 231).
· Ludwig I. trat am 20. März 1848 zurück: „Regieren konnte ich nicht mehr und einen Unterschreiber abgeben wollte ich nicht. Nicht Sklave zu werden, wurde ich Freiherr“ (zit. nach Kraus, S. 231, Am. 28).

Fazit:

Ludwig stand mit seinem Verfassungsverständnis und seiner Regierungsweise der Verfassung von 1818 entgegen. Sein Rücktritt wäre prinzipiell nicht nötig gewesen, jedoch wurde so der Weg frei zu einschneidenden Verfassungsreformen, die nun Kg. Max II. vornehmen konnte.

IV.
Der Landtag von 1848:
· Maximilian II. bekannte sich in seiner Thronrede bei der Landtagseröffnung zu den von seinem Vater in der Märzproklamation zugesichert Reformen, die weitestgehend durchgeführt wurden, u.a.:
· Reform des Wahlrechts für Zweite Kammer. Nicht mehr ständisch nach Berufsgruppen/Geburtsständen, sondern allgemein und indirekt (Wahlrecht für alle Männer ab 25 Jahre, die direkte Steuern zahlten)

· Ständische Initiative ermöglichte beiden Kammern Gesetzentwürfe einzubringen

· Ministerverantwortlichkeit

· Bauernbefreiung: Aufhebung der adeligen Gerichtsbarkeit und Ablösung der Zehnten und Frondienste
· Pressefreiheit

Fazit:

· Mit dem Landtag von 1848 wurden Forderungen des Liberalismus aus der Vormärzzeit umgesetzt.
· Das Monarchische Prinzip als Grundlage des konstitutionellen Staates wurde hingegen nicht in Frage gestellt.
· Der Landtag von 1848 bildete die den Ausgangspunkt für die Entwicklung der liberalkonservativen Epoche des späteren 19. Jahrhunderts
F
Schluss

· Die Bayerische Verfassung von 1818 stellte einerseits einen Rückschritt hinter die Konstitution von 1808 dar (z.B. Adelsprivilegien!), andererseits aber auch einen entscheidenden Schritt in Richtung politische Partizipation der Bevölkerung (Volksvertretung, auch wenn durch das hohe Zensuswahlrecht zunächst sehr eingeschränkt).

· In den ersten Jahren ihrer Existenz konnte die Verfassung trotz unterschiedlicher Gefahren (Abschaffungsgedanken Max I., Einschränkungen der Pressefreiheit durch Karlsbader Beschlüsse) in ihrem Bestand bewahrt werden.

· Nach der Opposition im Landtag wandelte sich Ludwig I. vom Vorkämpfer und Erneuerer der Verfassung während seiner Kronprinzen- und zu Beginn seiner Regierungszeit zu einem Monarchen, der sich in seinem Regierungsstil von der Verfassung zu sehr eingeschränkt sah. Durch die Ereignisse der Jahre 1847/48 und Ludwigs Rücktritt wurden die entsprechenden Impulse gegeben, die ein Fortschreiben der Verfassung ermöglichten, wie es auf dem Reformlandtag 1848 unter Max II. geschah.

· So sehr Ludwig I. auch ein restauratives Vorgehen in Verfassungsfragen während großer Teile seiner Regierungszeit bescheinigt werden mag, so muss man doch betonen, dass gerade dadurch eine ansatzweise geregelte Verfassungsentwicklung ermöglicht wurde: Ludwig „hat damit jahrzehntelang Kräfte in Schranken gehalten, die in ihrem Ungestüm und ihrer Unbesonnenheit, in der Überstürzung aller Vorhaben eher ein staatliches Chaos heraufgeführt hätten […].“ (Kraus, S. 198f.; kann aber auch kritisch gesehen werden)

· Großer Einfluss auf die Verfassung wurde von den sich formierenden liberalen Kräften ausgeübt, die weitere Freiheiten und größere Partizipation forderten. Die Märzforderungen von 1848 können als Kulminationspunkt gesehen werden.
· Die Verfassung von 1818 blieb bis 1918/19 in Kraft – wenn auch seit der Reichsgründung 1871 mit gewissen Einschränkungen – und bildete somit für ein Jahrhundert die Grundlage des bayerischen Staates.

Literatur:

Heydenreuter, Reinhard. Bayerische Verfassungstradition, in: Henker, Michael u.a. (Hg.): Bayern entsteht, Montgelas und sein Ansbacher Mémoire von 1796 (Veröffentlichungen zur Bayerischen Geschichte und Kultur 32/96). Regensburg 1996. S. 63-74.

Koszyk, Kurt: Publizistik und Medien, in: Alois Schmid (Hg.): Handbuch der Bayerischen Geschichte, Bd. 4,2. Begr. v. Max Spindler. S. 495-535. Hier: S. 495-506
Kraus, Andreas: Die Regierungszeit Ludwigs I. (1825-1848), in: Alois Schmid (Hg.): Handbuch der Bayerischen Geschichte, Bd. 4,1. Begr. v. Max Spindler. S. 127-234.

Treml, Manfred: Königreich Bayern (1806-1918), in: Ders. (Hg.): Geschichte des modernen Bayern. Königreich und Freistaat. München 32006. S. 13-159. Hier: S. 39-48 u. 52-55, 59-73.

Weis, Eberhard: Die Begründung des modernen bayerischen Staates unter König Max I. (1799-1825), in: Alois Schmid (Hg.): Handbuch der Bayerischen Geschichte, Bd. 4,1. Begr. v. Max Spindler. S. 3-126.

Quellen:

Konstitution von 1808 (Auszug), in: Treml, Manfred (Hg.): Geschichte des modernen Bayern. Königreich und Freistaat. München 32006. S. 137f.

Verfassung von 1818. URL: http://www.jura.uni-wuerzburg.de/lehrstuehle/ dreier/hdoc/bayern1818.html (Zugriff vom 27.12.2007)

Verfassung von 1818 (Auszug), in: Treml, Manfred (Hg.): Geschichte des modernen Bayern. Königreich und Freistaat. München 32006. S. 138-140.

Verfassung von 1818, in: Huber, Ernst Rudolf: Dokumente zur deutschen Verfassungsgeschichte, Bd. I. Stuttgart 31978. S. 155-171.
[image: image1.jpg]Bayerische Verfassung von 1818

SV

Konig

I | |
Einberufung und Auflésung ernennt und

emennt der Kammern (alle 3 Jahre) entlésst Oberbefohi
i Legislative l
Gesetzesinitiative
Judikative | Exekutive
§
ini Heer I
Richter i Minister
auf Lebenszeit Zweikammersystem Verwaltung
(Beamte)
Rechte:

Steuerbewilligung
Mitwirkung bei Gesetzgebung
Petitions- und Beschwerderecht

I I
1. Kammer 2. Kammer
(Reichsrate) (Abgeordnete)

Prinzen

Kronbeamte 3 Universitaten
Mediatisierte 1/8 adelige
Erzbischofe Grundbesitzer
1 Bischof 1/8 kath. und prot.
Président des Geistliche
Oberkonsistoriums 1/4 Stédte und Markte
und ernannte 1/2 Landeigentiimer

Reichsréte

Wahl: Zensus (Grundbesitz, Einkommen)
indirekt (Wahlmé&nner)
(1,2% passives, 6% aktives Wahlrecht)

Ernennung eines Teils auf Lebenszeit
(oder erblich)





Schema der Bayerische Verfassung von 1818, entnommen aus Treml, S. 42.
PAGE  
14

